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Einführung

Die Vereinten Nationen haben das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung als Teil des Rechts auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit anerkannt.1 Aber nicht 
alle Staaten mit einer Wehrpfl icht erkennen dieses Recht 
an. Und auch wenn es im Grundsatz anerkannt wird, kön-
nen die Bestimmungen oder die Art und Weise, wie sie 
in Anspruch genommen werden können, einige Kriegs-
dienstverweigerer von diesem Recht ausschließen. In 
beiden Fällen können nicht anerkannte Kriegsdienstver-
weigerer als Militärdienstentzieher oder Deserteure an-
gesehen und behandelt werden.

Nicht anerkannten Kriegsdienstverweigerern drohen 
eine ganze Reihe von schwerwiegenden Konsequen-
zen wegen ihrer Weigerung, Militärdienst abzuleisten. 
Das kann Strafverfolgung und Inhaftierung umfassen, 
manchmal wiederholte Male, wie auch Geldstrafen. Al-
lerdings stellen die meisten Regierungen die Erfüllung 
der Verpfl ichtungen des Militärdienstes eher mit anderen 
Maßnahmen sicher, statt mit Strafverfolgung und Inhaf-
tierung, und sehen Militärbücher und die Versagung von 
Rechten und Vergünstigungen vor.

Es gibt daher eine Reihe von Konsequenzen außer-
halb einer Strafverfolgung und Inhaftierung bei nicht an-
erkannten Kriegsdienstverweigerern, unter anderem:
 ▪ Vorstrafe;
 ▪ fehlende Ausstellung notwendiger Identifi kationspa-

piere;
 ▪ Einschränkungen der zivilen Rechte;
 ▪ eingeschränkte Möglichkeiten der Beschäftigung;
 ▪ Fehlender Zugang zu Bildungsmaßnahmen bzw. 

zum Ausbildungsabschluss;
 ▪ Einschränkungen der Bewegungsfreiheit, darunter 

auch, das Land zu verlassen.

Konsequenzen einer Vorstrafe

Strafverfolgung und Verurteilung von Kriegsdienstver-
weigerern kann zu einer Vorstrafe führen, die lebens-
lange soziale und ökonomische Benachteiligungen zur 
Folge hat.3 Das Menschenrechtskomitee hat seine Be-
sorgnis ausgedrückt, dass „verurteilte Kriegsdienstverwei-
gerer dem Stigma einer Vorbestrafung unterliegen.“4

Kriegsdienstverweigerer mit einer Vorstrafe sind ins-
besondere bei der Möglichkeit, eine Beschäftigung zu 
fi nden, benachteiligt, sowohl im privaten, wie auch im 
öffentlichen Sektor. Ihre Beschäftigung im öffentlichen 
Bereich bzw. ihre Möglichkeit, ein öffentliches Amt zu 
bekleiden oder ihre Anstellung bei privaten Arbeitgebern 
kann z.B. unzulässig sein.5 Ein Vertreter der Zeugen Je-
hovas, einer religiösen Gruppe, die für ihre Kriegsdienst-
verweigerung bekannt ist, weist darauf hin, dass es für 
Kriegsdienstverweigerer „nahezu unmöglich“ sei, mit ei-
ner Vorstrafe eine Arbeitsstelle zu fi nden, insbesondere 
im öffentlichen Dienst oder bei größeren Firmen.6 Zu-
sätzlich können Kriegsdienstverweigerer aufgrund ihrer 
Überzeugung von der Ausübung bestimmter Berufe aus-
geschlossen sein, wie im Fall von Iakovos Thlimmenos.

Darüber hinaus können Kriegsdienstverweigerer mit ei-
ner Vorstrafe weiteren Problemen unterliegen. Einigen 
wurde z.B. die Niederlassung verweigert, womit es ih-
nen nicht mehr möglich war, an Wahlen teilzunehmen.8 

Andere Kriegsdienstverweigerer sehen sich ähnlichen 
Problemen bei der Wahrnehmung dieser Rechte gegen-
über, wenn sie für eine bestimmte Zeit inhaftiert sind9 
oder strafrechtliche Verfahren gegen sie anhängig sind10.

Das Menschenrechtskomitee hat die Staaten dazu 
aufgerufen, Vorstrafen zu löschen, wenn sie aus einer 
Kriegsdienstverweigerung herrühren.11
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Ein Beispiel
Kriegsdienstverweigerer Vahan Bayatyan wurde ver-
urteilt und wegen Militärdienstentziehung inhaftiert, 
obwohl er zu seiner Einberufung Briefe an die Staats-
anwaltschaft, die Militärkommission und die Men-
schenrechtskommission des nationalen Parlamentes 
gesandt und darin seine Kriegsdienstverweigerung 
erklärt hatte:

„Ich, Vahan Bayatyan, geboren 1983, informiere 
Sie hiermit darüber, dass ich seit 1996 die Bibel studie-
re und mein Gewissen mit den Worten von Jesaja 2:4 
übereinstimmt, wonach ich aus Gewissensgründen 
die Ableistung des Militärdienstes verweigere.“

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrech-
te stellte fest, dass hier eine Verletzung des Rechts 
auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit vor-
liegt.2

Ein Beispiel
Iakovos Thlimmenos wurde eine Tätigkeit als Buchhal-
ter aufgrund seiner Verurteilung wegen einer „schwe-
ren Straftat“ verweigert, nachdem er den Befehl ver-
weigert hatte, eine Militäruniform anzuziehen.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
stellte fest, dass „eine Verurteilung wegen der Weige-
rung, aus religiösen oder philosophischen Gründen, 
eine Militäruniform zu tragen, nicht bedeuten darf, 
dass irgendeine Unlauterkeit oder moralische Verwor-
fenheit unterstellt wird, die die Möglichkeit des Ange-
klagten einschränkt, einen Beruf auszuüben.“

Das Gericht sah Thlimmenos daher als Opfer einer 
Diskriminierung (Art. 14) an und eine Verletzung des 
Rechts auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit (Art. 9).7
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Fehlen von Militärdokumenten 
oder anderen Identitätspapieren

Um die Erfüllung der Verpfl ichtungen des Militärdienstes 
sicherzustellen, nutzen Regierungen oft ein System des 
Militärbuches. In Lateinamerika als libreta militar bekannt, 
ist dies in anderen Regionen, insbesondere in Osteuro-
pa, eine Bescheinigung über die Ableistung des Militär-
dienstes. Diese ist ein Nachweis, dass ein Individuum 
den Verpfl ichtungen des Militärdienstes nachgekommen 
ist, oft aber auch ein wesentliches Dokument, um grund-
legende Rechte in Anspruch nehmen zu können. Solch 
ein Militärbuch wird als eine Form des Identitätsnach-
weises benutzt oder kann Teil der nationalen Identitäts-
nachweise sein. So kann zum Beispiel die Militärnummer 
auf den Identitätsdokumenten vermerkt sein.12 Alternativ 
dazu wird in einigen Fällen ein Militärbuch verlangt, um 
Identitätspapiere auszustellen, wie Ausweise oder Rei-
sepässe.13 So wurde z.B. Kriegsdienstverweigerern die 
Ausstellung von Identitätspapieren verweigert, da sie 
nicht die erforderlichen Dokumente des Militärkommis-
sariats vorlegen konnten.14

És kann daher sein, dass es Kriegsdienstverweige-
rern nicht möglich ist Militär- oder andere Identitätspa-

piere zu erhalten, weil sie nicht den Verpfl ichtungen des 
Militärdienstes nachgekommen sind.

Manchmal sind Kriegsdienstverweigerer berechtigt, 
Identitätspapiere zu erhalten, auch ohne Militärbuch, 
beantragen aber nur widerwillig diese Dokumente, weil 
sie befürchten, damit die Behörden auf ihre Anwesen-
heit aufmerksam zu machen und damit Verhaftung und 
zwangsweise Rekrutierung zu riskieren. Ohne Militär- 
oder Identitätsnachweise können Kriegsdienstverweige-
rer möglicherweise nicht:
 ▪ eine Arbeitsstelle erhalten;
 ▪ sich immatrikulieren, graduieren oder einen Ab-

schluss von einer Universität erhalten;
 ▪ Eigentum besitzen;
 ▪ ein Bankkonto eröffnen;
 ▪ einen Wohnsitz anmelden;

Persönlicher Bericht
„Du hörst auf zu existieren“, so beschreibt ein Kriegs-
dienstverweigerer die Situation, nachdem er nach sei-
ner Weigerung, Militärdienst abzuleisten, keine Identi-
tätspapiere erhalten konnte.15

Acryl auf Leinwand, Frank Cervenka. Entnommen aus Ausstellungskatalog Deserteure, Gelsenkirchen 1988
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 ▪ zur Wahl gehen oder sich zur Wahl stellen;
 ▪ Zugang zu zivilen Meldestellen erhalten;
 ▪ das Land verlassen.

Militär- oder andere Identitätspapiere sind oft erforder-
lich, um eine Arbeitsstelle aufzunehmen, sei es im öf-
fentlichen oder privaten Bereich.16 In einem Beispiel aus 
Lateinamerika wird ein Militärbuch insbesondere beim 
Beginn einer Verwaltungskarriere angefordert oder um 
einen Posten in der öffentlichen Verwaltung aufzuneh-
men. Keiner nationalen oder ausländischen Firma ist 
es vom Gesetz her erlaubt, männliche Staatsbürger zu 
beschäftigen, die nicht nachgewiesen haben, ihren Ver-
pfl ichtungen gegenüber dem Militärdienst nachgekom-
men zu sein.17 

Alternativ dazu brauchen in zentralasiatischen Staa-
ten Staatsbürger oft einen Stempel vom Militärkommis-
sariat, um eine Arbeitserlaubnis zu erhalten, was bei 
Kriegsdienstverweigerern verweigert werden kann.18 
In solchen Situationen können Kriegsdienstverweigerer 

keine legale Arbeit fi nden, womit eine ganze Reihe von 
negativen Folgen für die einzelnen Personen und ihre 
Familien eintreten. Oft führt dies zu einem Ausschluss 
aus der offi ziellen Wirtschaft.

Es kann auch zutreffen, dass Kriegsdienstverweigerer 
keine Ausbildung machen können19, weil oft für die Imma-
trikulation, eine Graduierung oder für den Erhalt eines 
Abschlusses von einer Universität ein Nachweis verlangt 
wird.20

In einem Fall wird für die Graduierung an einer Uni-
versität formal ein Nachweis über die vollständige Ableis-
tung des Militärdienstes verlangt, in der Praxis verlangen 
Universitäten aber schon bei der Immatrikulation Militär-
papiere.21 Diese Art der Einschränkung begrenzt oft die 
Möglichkeiten der Kriegsdienstverweigerer, eine Berufs-
ausbildung zu absolvieren.

Desweiteren ist es möglich, dass Kriegsdienstverwei-
gerer ohne die notwendigen Dokumente legal kein eige-
nes Eigentum erwerben können22, keine rechtliche Aner-
kennung beim Kauf von Land erhalten23, kein Bankkonto 
eröffnen können wie auch andere Unternehmungen, bei 
denen vom Staat ein Nachweis gefordert wird.24

In ähnlicher Weise kann es sein, dass Kriegsdienst-
verweigerer nicht ihren Wohnsitz anmelden können25, 
was dazu führt, dass sie vom Wahlregister ausgeschlos-
sen sind und von ihrem Recht, an einer Wahl teilzuneh-
men. Solch ein Ausschluss von Kriegsdienstverweigerern 
kann auch geschehen, wenn sie keine Militärpapiere, wie 
die libreta militar haben.26 2012 drückte das UN-Men-
schenrechtskomitee seine Besorgnis darüber aus, dass 

Kriegsdienstverweigerer „praktisch ihrer bürgerlichen 
und politischen Rechte beraubt“ sind. Besonders be-
nannt wurde das Recht zur Teilnahme an einer Wahl.27

Das Fehlen von Militär- oder anderen Identitätspa-
pieren hat Folgen für zivilrechtliche Beurkundungen, 
wie Heirat29, oder die offi zielle Anerkennung eines Kin-
des. Solche Dokumente können sogar noch angefordert 
werden, wenn von Erwachsenen eine Geburtsurkunde 
beantragt wird.30 Die Einschränkungen zivilrechtlicher 
Beurkundungen haben nicht nur Folgen für die Kriegs-
dienstverweigerer selbst, sondern können die gesamte 
Gemeinschaft betreffen31, auch die Kinder.

Abschließend bleibt festzustellen, ohne Militär- oder an-
dere Identitätspapiere sind Kriegsdienstverweigerer da-
ran gehindert, sich frei zu bewegen.33 So kann es z.B. 
sein, dass sie keine Fahrkarten für eine Reise erwerben 
können, mit der sie sich im Land bewegen oder das Land 
verlassen können.34 Ein Militärbuch wird oft verlangt, be-
vor das Land verlassen werden darf, oder als ein grund-
sätzlich notwendig mitzuführendes Dokument35 oder als 
ergänzende Vorlage zum Reisepass36.

Das UN-Menschenrechtskomitee drückte 2012 seine Be-
sorgnis darüber aus, dass bei einer Kriegsdienstverwei-

Persönlicher Bericht
Ein kolumbianischer Kriegsdienstverweigerer, der den 
Militärdienst verweigert, beschreibt die Folgen für sein 
Leben: „Ich konnte nicht meine Berufsbezeichnung für 
Psychologie erhalten, ich hatte keinen Zugang zum of-
fi ziellen Arbeitsmarkt, in den ich mein erworbenes Wis-
sen für die Gesellschaft hätte einbringen können.“28

Ein Beispiel
In einem Fall, der vom UNHCR hervorgehoben wurde, 
waren die Zwillingsschwestern Rasha und Lina in der 
Gefahr, staatenlos zu werden, als ihr syrischer Vater 
wegen Kriegsdienstverweigerung verhaftet wurde und 
ihre jordanische Mutter aus Syrien fl oh. Aufgrund der 
gesetzlichen Benachteiligung ihrer Nationalität konnte 
die Mutter ihre Staatsbürgerschaft nicht auf die Zwillin-
ge übertragen. Und obwohl die Kinder von ihrem Va-
ter die syrische Staatsbürgerschaft hätten bekommen 
müssen, gab es dafür nicht den notwendigen Nach-
weis, wie z.B. eine Heiratsurkunde. Die Kinder hatten 
seit der Geburt eine Reihe von ernsthaften Gesund-
heitsproblemen, aufgrund der fehlenden Beurkundung 
hatten sie aber keinen Zugang zum öffentlichen Kran-
kenhaus.32

Ein Beispiel
Osman Murat Ülke konnte nicht seine Partnerin heira-
ten und auch nicht sein Kind anerkennen, weil er den 
Kriegsdienst verweigert hatte. Aus Angst vor Strafver-
folgung und Inhaftierung, lebt Ülke versteckt, hat kei-
ne offi zielle Adresse und brach alle Kontakte mit den 
Behörden ab.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
beschreibt dieses „Leben im Verborgenen“ als etwas, 
was „einem Zivilen Tod gleichkommt“. In der Ge-
samtsicht wurden diese Maßnahmen, einschließlich 
wiederholter Strafverfolgung und Inhaftierung, vom 
Gericht als eine unmenschliche und erniedrigende Be-
handlung bzw. Bestrafung nach Artikel 3 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention angesehen.39
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gerung die Verweigerer ihres Rechtes auf Bewegungs-
freiheit beraubt werden.37 Die Einschränkungen zum 
Verlassen des Landes machen es auch schwieriger, zu 
fl iehen und im Ausland Schutz als Flüchtling zu suchen.38

Zusammenfassend: ohne Militär- oder andere Iden-
titätspapiere ist es Kriegsdienstverweigerern unmöglich, 
vollständig am öffentlichen und politischen Leben teilzu-
nehmen und die Rechte und die Leistungen zu erhalten, 
die mit einer Staatsbürgerschaft verbunden sind.

Das Beispiel von Ecuador zeigt, dass es möglich ist, 
das Militärbuch abzuschaffen.

Alternativ dazu wäre es auch möglich, Regelungen für 
Kriegsdienstverweigerer zu treffen, wie z.B. in Serbien, 
Kroatien41 oder in Paraguay geschehen, womit denjeni-
gen, die den Militärdienst verweigern, einwandfreie und 
notwendige Papiere ausgehändigt werden.

Zusätzliche Probleme
Jenseits der Frage nach einer Vorstrafe oder dem Feh-
len notwendiger Dokumente kann es sein, dass Kriegs-
dienstverweigerer zusätzlichen, umfassenderen Kon-
sequenzen unterliegen, wenn sie die Ableistung des 
Militärdienstes verweigern, wie Diskriminierung auf der 
Arbeitsstelle und andere fi nanzielle Folgen, Einschrän-
kungen der Reisefreiheit und der Meinungsfreiheit.

Insbesondere können Kriegsdienstverweigerer ande-
ren Formen der Diskriminierung unterliegen, vor allem 
bei einer Beschäftigung im Sicherheitsbereich. Es kann 
sein, dass sie nicht berechtigt sind, eine Arbeit in einer 
öffentlichen Einrichtung, der öffentlichen Verwaltung43 
oder der Polizei aufzunehmen;44 Und es kann sein, dass 
sie keine Erlaubnis und Genehmigung für das Eröffnen 
eines Geschäftes erhalten.45

Eine Diskriminierung im Arbeitsverhältnis kann auch 
informell erfolgen46, auch wenn diese Form der Diskrimi-
nierung gegen das Gesetz verstößt.47 In der Praxis kann 
es zum Beispiel sein, dass Arbeitgeber die Ableistung 

des Militärdienstes in ihre Stellenbeschreibung aufneh-
men und als Bedingung für eine Anstellung setzen.48 
Eine subtilere Form der Diskriminierung liegt vor, wenn 
Kriegsdienstverweigerern eine Anstellung verweigert 
wird, mit der Begründung, ohne Ableistung des Militär-
dienstes fehlten ihnen notwendige Kenntnisse und Qua-
litäten.49

Es gibt Fälle, bei denen Personen, die den Militär-
dienst nicht vollständig abgeleistet haben, höhere Steu-
ern zu leisten haben.50 Kriegsdienstverweigerer können 
auch ihre Berechtigung für Leistungen und Beihilfen der 
Regierung verlieren, darunter die Darlehensaufnahme, 
Unterbringung in öffentlichen Wohnungen und Zutei-
lungsscheine für wichtige Artikel.51 Zusätzlich kann es 
sein, dass Kriegsdienstverweigerer nicht berechtigt sind, 
Zahlungen der Sozialversicherungen in der selben Höhe 
und unter den selben Bedingungen zu erhalten, wie an-
dere Personen, die den Militärdienst abgeleistet haben.52

In einigen Fällen sind alle Staatsbürger, die für den Mi-
litärdienst infrage kommen könnten, vom Verlassen des 
Landes ausgeschlossen.53 In einem Beispiel, wird fol-
genden Gruppen üblicherweise die Erteilung von Ausrei-
sevisa verweigert: Männer unter 54 Jahre, Frauen unter 
27 Jahre, Kinder ab einem Alter von 11 Jahren und ins-
besondere Zeugen Jehovas.54 In anderen Fällen gelten 
die Einschränkungen zum Verlassen des Landes insbe-
sondere für Militärdienstentzieher oder Deserteure.55 So 
wird z.B. Personen, die für Militärdienstentzieher gehal-
ten werden, nicht erlaubt, auf Schiffen zu arbeiten, die 
außerhalb der nationalen Gewässer fahren.56

In einigen Fällen ist auch die Bewegungsfreiheit im 
Land eingeschränkt. In einem zentralasiatischen Staat 
wird Kriegsdienstverweigerern eine Sperrstunde aufer-
legt und sie mit einer zur Bewährung ausgesetzten Stra-
fe daran gehindert, den Wohnort zu verlassen.58 In ei-
nem anderen Fall ist die Bewegungsfreiheit von allen für 
den Militärdienst in Frage kommenden Personen einge-
schränkt und Personen können zu jeder Zeit angehalten, 
verhaftet und in Haft behalten werden.59

Desweiteren ist es Kriegsdienstverweigerern nicht 
immer möglich, ihr Recht auf freie Meinungsäußerung 
wahrzunehmen. Der Hochkommissar für Menschen-
rechte hat seine Besorgnis darüber ausgedrückt, dass 
es Einschränkungen der Meinungsfreiheit für die Per-
sonen gibt, die Kriegsdienstverweigerer und das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung unterstützen.60 In einem 
Fall sieht das Strafgesetzbuch vor, dass Kriegsdienst-
verweigerer verurteilt und inhaftiert werden können we-

Persönlicher Bericht
Einem Kriegsdienstverweigerer aus Griechenland 
zufolge „gibt es nur eine Handvoll Verweigerer. Die 
meisten jungen Männer haben Angst, den Dienst zu 
verweigern. Sie haben Sorge, dass sie ins Gefängnis 
gehen müssen und dass sie nicht arbeiten können 
oder keinen Reisepass haben – Du kannst nicht ins 
Ausland reisen, wenn Du ein Totalverweigerer bist.“57

Positive Entwicklung
Über eine kürzlich eingetretene positive Entwicklung 
berichtete Ecuador dem UN-Menschenrechtskomitee. 
Das Militärbuch, die libreta militar, wird nicht länger 
eingefordert: „Die libreta militar, die die vollständige 
Ableistung des Dienstes in der Armee nachwies, und 
ohne die niemand die obengenannten Rechte aus-
üben konnte, ist nicht länger eine Voraussetzung für 
Männer, um zu reisen, zu studieren, Auto zu fahren 
usw. Mehr noch, die libreta militar wird nicht mehr ge-
braucht und alle damit verbundenen Regelungen sind 
aufgehoben worden.“40

Positive Entwicklung
Als das Recht auf Kriegsdienstverweigerung von Para-
guay anerkannt wurde, schloss dies auch die Einfüh-
rung eines zusätzlichen Dokumentes für das nationale 
System des Militärbuches ein: die carné de objector.42
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gen „Distanzierung des Volkes vom Militär“, wenn ihre 
Erklärungen oder ihr Verhalten „Menschen dazu ermutigt 
oder anregt zu desertieren oder nicht den Militärdienst 
abzuleisten“61. In einem anderen Fall wird die Anstiftung 
zur Kriegsdienstverweigerung in ähnlicher Weise als 
schweres Vergehen bewertet. Nach dem Strafgesetz-
buch „sollen die Personen, die eine kriminelle Organi-
sation gegründet oder dieser beigetreten sind, mit dem 
Ziel, den Militärdienst oder die rechtliche Verpfl ichtung 
zur Zahlung der Steuer zu verweigern zu einer Haftstra-
fe von bis zu zehn Jahren oder einer Geldstrafe bestraft 
werden“62.

2012 drückte das UN-Menschenrechtskomitee sei-
ne Besorgnis darüber aus, dass solche Regelungen 
„der Meinungsfreiheit entgegen stehen“, da Menschen-
rechtsverteidiger und Journalisten verurteilt wurden.63 
Es gibt auch die Befürchtung, dass Verhaftungen und 
Verurteilungen von Kriegsdienstverweigerern und Men-
schenrechtsverteidigern als Form der Schikane oder 
Einschüchterung benutzt werden mit der Absicht, von 
politischen Aktivitäten abzuschrecken und das Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung zu unter-
drücken.

Wie oben beschrieben sind Personen auf verschie-
dene Art und Weise davon betroffen, wenn sie den Mi-
litärdienst verweigern und das Recht auf Kriegsdienst-
verweigerung nicht anerkannt oder nicht in Kraft gesetzt 
ist. Aber manchmal sind ethnische oder religiöse Minder-

heiten Opfer besonderer Formen der Diskriminierung als 
einer Gruppe, da die Angehörigen der Gruppe Kriegs-
dienstverweigerer sind.

Zeugen Jehovas unterliegen oft solcher Formen der 
Diskriminierung. In einem Fall ist diese religiöse Minder-
heit verboten, als Hauptgrund für das Verbot wird deren 
Kriegsdienstverweigerung genannt.64 Andere Formen 
diskriminierender Behandlung von Zeugen Jehovas zei-
gen sich in einem Fall: Entlassung aus dem Staatsdienst 
und Verlust der Berechtigung für eine Arbeit im staatli-
chen Bereich, Zwangsräumung und Verlust der Berech-
tigung in einer staatlichen Wohnung zu wohnen, Verwei-
gerung der Ausstellung von Identitätsdokumenten und 
Reisepässen, Verweigerung der Ausstellung von Aus-
reisevisa und der Entzug der Staatsbürgerschaft.65 Auch 
in einem zentralasiatischen Staat wird Männern einer 
besonderen ethnischen Minderheit, den Mescheten, die 
zu spät zum Militärdienst erschienen oder sich diesem 
entzogen haben, die Staatsbürgerschaft vorenthalten.66

Zusammenfassung und Empfehlungen
Wenn das Recht auf Kriegsdienstverweigerung nicht 
vollständig anerkannt und in der nationalen Praxis in 
Kraft gesetzt ist, können Kriegsdienstverweigerer einer 
Reihe von negativen und schwerwiegenden Konsequen-
zen unterliegen, wenn sie sich weigern, den Militärdienst 
abzuleisten. Es ist wichtig, die volle Tragweite dieser 
Konsequenzen zu verstehen, von Strafverfolgung und 
Inhaftierung, Vorbestrafung und dem Fehlen von Militär- 
oder anderen Identitätspapieren. Solche Folgen machen 
es Kriegsdienstverweigerern schwer, eine Beschäftigung 
aufzunehmen, eine Ausbildung zu machen, sich frei zu 
bewegen, ihre Recht auf Teilnahme an der Wahl wahrzu-
nehmen und vollständig am öffentlichen und politischen 
Leben teilzunehmen.

Internationale Standards verbieten die Diskriminie-
rung von Kriegsdienstverweigerern, wenn sie die Ableis-
tung des Militärdienstes verweigern in Bezug auf alle zivi-
len, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Rechte.

Der UN-Menschenrechtsrat verabschiedete einstim-
mig eine Resolution über das Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung und erklärte,  „dass Staaten in ihren Gesetzen 
und ihrer Praxis Verweigerer aus Gewissensgründen 
hinsichtlich der Dauer oder der Bedingungen des Diens-
tes oder wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder politi-
scher Rechte nicht benachteiligen dürfen“67.

Zudem erklärte das UN-Menschenrechtskomitee in 
General Comment Nr. 22, dass „es keine Diskriminierung 
von Kriegsdienstverweigerern geben darf, wenn sie den 
Militärdienst nicht abgeleistet haben“68.

Abschließend bleibt festzustellen, dass die inter-
nationalen Standards das Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung anerkennen und auch Diskriminierung von 
Kriegsdienstverweigerern untersagen, wenn sie sich 
der Ableistung des Militärdienstes verweigern. Deshalb 
sind Staaten verpfl ichtet, Regelungen für Kriegsdienst-
verweigerer vorzusehen, auch das Recht auf Nicht-Dis-
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kriminierung für alle zivilen, kulturellen, wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Rechte.
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